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Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die amtliche Sammlung!

Gesetz: ZPO §§ 511, 545
Rechtssatz: Gegen ein Urteil, durch das eine Klage wegen man­

gelnden Rechtsschutzinteresses abgevviesen ist, ist 
ein Rechtsmittel, mit dem lediglich eine Abweisung 
wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs erstrebt wird, 
unzulässig,

Gesetz: ZPO § 276} BVerwGG § 81
Rechtssatz: Voraussetzung für die Verweisung eines Rechts­

streits gemäss § 81 BVerwGG ist, dass die einge­
legte Revision zulässig ist.

Aktenzeichens IV ZR 87/54 ;
' , * / / f

Urteil des BGH vom 14* Oktober 1954 KG Berlin



Verkündet 
am 14. Oktober 1954 
Schorm, Justizangest, 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Ministerialdirigenten a.D. Dr.Otto G( 
i, K M H | s t r ,  •

in Bl

. Klägers, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers, 
- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Br«

g e g e n

das Land B e r l i n ,  vertreten durch den Senator für Inneres,, 
dieser vertreten durch den Direktor des Entschädigungsamts ■
Berlin, Berlin W 35? Potsdamer.Str* 186.

Beklagten, Berufungskläger und Revisionsbeklagten 
- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt D r » m |  -

hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 7. Oktober 1954 unter Mitwirkung des Senats­
präsidenten Schmidt, der Bundesrichter Dr,ICregel, Dr„v,Werner, 
Scheffler und Wüstenberg
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 13=
Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom 20,
Januar 1954 wird gebühren- und auslagenfrei als 
unzulässig mit der Klarstellung verworfen, dass 
die Klage als unzulässig abgewiesen ist. Die außer­
gerichtlichen Kosten der Revision hat der Kläger zu 
tragen. Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der am, f U H H I  1887 geborene Kläger, der jüdischer 
Abstammung ist und als Oberregierungsrat dem Reichswirt­
schaftsministerium angehörte, ist auf Grund des § 3 des 
Reichsbürgergesetzes in Verbindung mit § 4 der 1, DVO hier­
zu mit Ablauf des 31» Dezember 1935 in den Ruhestand ver­
setzt worden» Hach dem Zusammenbruch wurde er wieder im 
öffentlichen Dienst in .Berlin verwendet, zuletzt im Jahre 
1951 beim dortigen EntschädigungsamtP Mit Schreiben vom 
17o August 1951 kündigte der Kläger diese Stellung zum 
31» August 19511 weil er mit Wirkung vom 1» September 1951 
als Ministerialrat in das Bundesministerium für Wirtschaft 
einberufen war» Infolge Erreichung der im Bundesgebiet vor­
geschriebenen Altersgrenze, ist er am 31« Januar 1952 in 
•den Ruhestand getreten» Seit dem 14- Mai .1952 ist er wie­
der beim Entschädigungsamt in Berlin angestellt»

Durch rechtskräftigen Bescheid des Entschädigungsam­
tes in Berlin.vom 10. August 1951 sind dem Antrag des Klä­
gers entsprechend Entschädigungen für den ihm .entstandenen 
beruflichen Schaden festgesetzt worden. ILa< ist in Ziff 3 
Satz 2 dieses Bescheides ausgesprochen, dass dem Kläger 
das Recht auf Weiterbeschäftigung bis zum 8. Juni 1961 zu­
steht'. Nach Übernahme des Bundesgesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An­
gehörige des öffentlichen Dienstes vom 11» Mai 1951 - WGÖD - 
(BGBl I, 291) auf das Land Berlin durch das Berliner Gesetz 
vom 13» Dezember 1951 (GVB1 S 1141) hat der Bundesminister 
für Wirtschaft auf Grund des § 6 Abs 2 der DVO zu § 34 WGÖD 
vom'21. April 1952 (BGBl I, 249) durch Wiedergutmachungs­
bescheid vom 27. Mai 1952 die noch nicht erfüllten Ver­
pflichtungen aus dem Bescheid des Entschädigungsamts in 
Berlin, jedoch ohne die’Verpflichtung aus Ziff 3 Satz'2
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übernommen,, Daraufhin hat das Entschädigungsamt in Berlin 
mit Bescheid vom 24» November 1952 die Ziffer 3 Satz 2 
seines Bescheides vom 10«, August 1951 aufgehoben, weil der 
Kläger nicht, wie dies § 22 Abs 2 WGöD erfordere, nach dem 
8. Mai 1945 in Berlin als Beamter verwendet worden sei.
Nach fristgerechtem Einspruch des Klägers hiergegen, erfolg­
loser Güteverhandlung und fristgemäßem Antrag des Klägers 
beim Landgericht in Berlin hat dieses den Abänderungsbe- 
scheid des Entschädigungsamts vom 24« November 1952 aufge­
hoben, weil der ursprüngliche Bescheid nur aus Gründen des 
§ 11 der 2. DVO zum Berliner Entschädigungsgesetz vom 14. 
August 1951 (GVB1 S 608) aufgehoben werden könne und solche 
Grunde nicht vorlägen. Auf die hiergegen frist- und form­
gerecht eingelegte Beschwerde hat das Kammergericht die 
Entscheidung des Landgerichts aufgehoben und die Klage ab­
gewiesen, da ein Hechtsschutzinteresse fehle« Eine Revision 
gegen diese Entscheidung hat das Kammergericht nicht zuge­
lassen , weil die Voraussetzungen hierfür nach § 102 BEG 
nicht vorlägen»

Mit der Revision begehrt der Kläger eine Aufhebung 
der Entscheidung des Kammergerichts und die Verweisung des 
Rechtsstreits an das Verwaltungsgericht, notfalls das Ober­
verwaltungsgericht in Berlin, hilfsweise eine Abweisung 
der Klage wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs, Der Beklag­
te bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründes

I» Das Kammergericht hat dahingestellt gelassen, ob das 
Entschädigungsamt seinen Bescheid vom 10» August 1951 hin­
sichtlich des dem Kläger zugesprochenen Rechts auf Weiter­
beschäftigung aufheben konnte und ob die Aufhebung jetzt 
auf Grund der 2«, Berliner DVO zum BEG vom 7» November 1953
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(GVB1 S 1355) wirksam sein könnte, durch die die 2. DVO zum 
3erl»EG aufgehoben worden sei. Es hat ein Rechtsschutzinter- 
. esse des Klägers hinsichtlich der von ihm gestellten Anträge 
verneint, weil das Recht auf Weiterbeschäftigung und damit 
Ziff 3 Satz 2 des Bescheides des Entschädigungsamts dadurch 
gegenstandslos geworden sei, dass der Kläger mit Schreiben 
vom 17« August 1951 seinen Bienst gekündigt habe und am 
31. August 1951 aus den Diensten des Beklagten ausgeschie­
den sei.

Eine sachlich-rechtliche Nachprüfung dieser Auffassung 
des Kammergerichts ist im Revisionsrechtszuge nicht möglich, 
da hierzu eine Zulassung der Revision durch das Kammergericht 
gemäss § 102 BEG erforderlich wäre, das Kammergericht diese 
jedoch ausdrücklich versagt hat.

II; Die Revision glaubt jedoch, das Urteil des Kammergerichts 
insoweit anfechten zu können, als dieses für die Klage zu 
Unrecht den Rechtsweg vor deh ordentlichen Gerichten zuge­
lassen habe und weil insoweit auch ohne Zulassung eine Re­
vision gemäss § 547 Abs 1 Nr 1 ZPO gegeben sei. Sie ist der 
Auffassung, dass § 24 Abs 5 des Berl.EG in der Passung vom 
27o Pebruar 1952 (GVBl S 116) eine dienstrechtliche Vorschrift 
sei und daher Rechtsstreitigkeiten aus § 24 Abs 5 von den 
Verwaltungsgerichten zu entscheiden wären»

Der Revision ist zuzustimmen, dass auch in einem Ver­
fahren nach dem BEG eine Revision ohne Zulassung möglich ist, 
insoweit es sich um die Unzulässigkeit des Rechtswegs vor 
den ordentlichen Gerichten handelt» Das hat der erkennende 
Senat in seiner Entscheidung vom 14. April 1954, abgedruckt 
in NJW 1954, 921, in einem Palle anerkannt, in dem eine Be­
rufung als unzulässig verworfen worden war und das Berufungs­
gericht eine Revision oder eine sofortige Beschwerde nicht
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zugelassen hatte» Die Erwägungen dieser Entscheidung über 
die unbeschränkte Zulässigkeit einer solchen Revision auf 
Grund der Bestimmung des § 547 ZPO müssen auch für den Pall 
gelten* in dem es sich um die Unzulässigkeit des Rechtswegs 
handelt»

III» Trotzdem vermag dies nicht der Revision zu einem Er­
folge zu verhelfen» Denn Voraussetzung für ihre Zulässig­
keit ist stets* dass die Rechtsmittelpartei durch die an- 
gefochtene Entscheidung beschwert ist (vgl Utein-Jonas- 
Schönke Anm IV zü § 545 und II zu § 511)« Ob eine Beschwer 
vorliegt,, bestimmt sich einmal nach dem Umfang der Wirkun­
gen des angefochtenen Urteils und sodann nach dem mit dem 
Rechtsmittel verfolgten Ziel. Durch das angefochtene Urteil 
ist die Klage allein wegen fehlenden Rechtsschutzinteresses 
abgewiesen worden» Das ergibt das angefochtene Urteil ein­
deutig. Mit der.Revision erstrebt der Kläger die Verneinung 
der Zulässigkeit des ordentlichen Rechtswegs« Beide Gründe 
s.ind der gleichen Art, insofern, als Rechtsschutzinteresse 
und,Rechtsweg Prozessvoraussetzungen sind (vgl RGZ 160*
204 f /£097 und die dort angeführte Rechtsprechung des 
Reichsgerichts sowie Stein-Jonas-Schönke, Einl D I zu ZPO 
und Anm I 2S zu §-274$ Rosenberg, Lehrb des Zivilprozess­
rechts 6V Aufl § 89 II 3. S'89)* Beide Gründe führen, falls 
sie vorliegen, auch zu, demselben Ergebnis, nämlich dazu, 
dass die Klage aus prozessrechtlichen Gründen als unzuläs­
sig abgewiesen wird» Zwar kann-der Kläger auch in seiner 
Revision die Zulässigkeit des Rechtsweges für seine Klage 
bemängeln, da er damit nur eine Anregung zu einer s-chon 
von Amts wegen vorzunehmenden Prüfung gibt (vgl RGZ 133*
144. f /l467‘)» Wenn jedoch wegen mangelnden Rechtss'chutz- 
bedürfnisses die Klage abgewiesen wird, so erstrebt der 
Kläger, wenn er seine Revision auf die Unzulässigkeit des 
Rechtsweges stützt, in Y/irklichkeit nicht eine andere Ent—
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Scheidung? sondern dieselbe Entscheidung? nämlich eine Ab­
weisung der Klage als unzulässig, nur mit einer anderen 
Begründung, Da jedoch Urteilsgründe keine Rechtskraftwir­
kung haben und der vom Kläger geltend gemachte Anspruch 
in seinem sachlich-rechtlichen Gehalt von einer rein pro­
zessrechtlichen Entscheidung nicht berührt wird? fehlt es 
an der für die Zulässigkeit der Revision erforderlichen 
Beschwer,

Diese Beschwer lässt sich auch nicht daraus herleiten? 
dass bei einer Unzulässigkeit des Rechtswegs vor den ordent­
lichen Gerichten der Bundesgerichtshof gemäss § 81 Bundes- 
verwaltungsgerichtsgeoetz den Rechtsstreit an das zustän­
dige Gericht des ersten Rechtszuges zu verweisen hatte.
Auch bei einer Unzulässigkeit des Rechtswegs hätte die 
Entscheidung des Berufungsgerichts nicht anders lauten 
können. Denn einmal kann eine Verweisung gemäss § 81 
BVerwGG lediglich von einem oberen Bundesgericht, nicht 
dagegen von einem Oberlandesgericht ausgesprochen werden? 
wie ja auch die Revision nicht etwa ein Unterbleiben der 
Verweisung durch das Kammergericht rügt. Sodann kann eine 
Verweisung in der Revisionsinstanz erst ausgesprochen wer­
den, wenn die Revision als solche zulässig ist» Die Mög­
lichkeit einer Verweisung kann daher grundsätzlich die für 
die Zulässigkeit der Revision notwendige Beschwer nicht 
ersetzen.

Die Revision musste infolgedessen als unzulässig ver­
worfen werden? wobei es zur Vermeidung der von der Revi­
sion geäusserten Zweifel angebracht erschien? klarzustel­
len, dass die Klage am Kammergerieht nur aus prozessrecht­
lichen Gründen als unzulässig abgewiesen ist.
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 87 BEG-* § 97 ZPO.

Schmidt Kregel VoV/erner ächeffler Wiistenberg


